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Bei der Vollstreckung gegen den überlebenden Ehe­
gatten oder gegen den bzw. die Erben' des verstorbenen 
Ehegatten in das gemeinschaftliche Eigentum und Ver­
mögen während der Zeit seit Beendigung der Ehe bis zur 
Aufhebung der ehelichen Vermögensgemeinschaft hat der 
Sekretär die Bestimmungen der ZPO über die Voll­
streckung in das gemeinschaftliche Eigentum und Ver­
mögen von Ehegatten entsprechend anzuwenden. Das sind 
insbesondere § 99 Abs. 3 ZPO (Pfändung einer beiden Ehe­
gatten gemeinschaftlich zustehenden Forderung bei der 
Vollstreckung gegen einen Ehegatten), § 118 ZPO (Pfän­
dung von Sachen) und § 132 ZPO (Einstellung der Voll­
streckung bei Vollstreckung in das gemeinschaftliche 
Eigentum von Ehegatten). Bei Erhebung eines Wider- 

' Spruchs durch den überlebenden Ehegatten oder durch den 
oder die Erben des verstorbenen Ehegatten hat der Sekre­
tär die Vollstreckung gemäß § 132 Abs. 1 ZPO durch Be­
schluß vorläufig einzustellen.

Die Kammer für Familienrecht beim vollstreckenden 
Gericht hat sodann auf Antrag des Gläubigers in einem 
besonderen Verfahren mit dem Gläubiger und dem über­
lebenden Ehegatten sowie dem bzw. den Erben des ver­
storbenen Ehegatten über den Widerspruch mündlich zu 
verhandeln und durch Beschluß zu entscheiden (§ 132

Abs. 2 ZPO). Sollte es sich bei dem nicht verpflichteten 
Teil um eine Erbengemeinschaft gemäß § 400 ZGB han­
deln, dann kann Alleineigentum an einzelnen Vermögens­
teilen gemäß § 132 Abs. 2 Satz 2 ZPO nicht einzelnen Mit­
erben zugesprochen werden; das in Frage kommende 
Eigentum muß m. E. der Erbengemeinschaft als Gesamt­
eigentum zugesprochen werden.5

KONRAD HUNDESHAGEN,
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Fragen und Antworten
Muß ein Werktätiger nach Schichtende an seinem Arbeits­
platz bleiben, wenn der ihn ablösende Werktätige nicht 
rechtzeitig zum Schichtwechsel erscheint?

Diese Frage läßt sich nur nach der jeweiligen konkreten be­
trieblichen Situation beantworten. Trotz Einteilung der täg­
lichen betrieblichen Arbeitszeit in zwei oder auch in drei 
Schichten, also bei kontinuierlicher Fortsetzung der Erfül­
lung einer bestimmten Arbeitsaufgabe, ist es bei verschie­
denen Tätigkeiten durchaus möglich, daß der Arbeitsplatz 
zum Schichtende verlassen werden kann, obwohl der ab­
lösende Werktätige nicht pünktlich am Arbeitsplatz er­
scheint. Ist eine direkte Übergabe nicht erforderlich, dann 
kann der Werktätige zum Arbeitsschluß — selbstverständ­
lich nach Erledigung notwendiger Aufgaben zur Wahrung 
von Ordnung, Disziplin und Sicherheit — seinen Arbeits­
platz verlassen.

In anderen Fällen wiederum ist die direkte Schicht­
übergabe zur ununterbrochenen Fortführung der Arbeit 
oder aus anderen Gründen ein unbedingtes Erfordernis. 
Hier ist ein Verlassen des Arbeitsplatzes erst nach ord­
nungsgemäßer Ablösung und Übergabe des Arbeitsplatzes 
möglich.

Die betriebliche Arbeitsordnung muß in Erfüllung der 
Anforderungen aus § 91 Abs. 2 Buchst, a AGB Festlegungen 
darüber enthalten, in welcher Weise die Schichtübergabe 
erfolgt, und die Werktätigen sind selbstverständlich über 
die Anforderungen an ihr Verhalten im Zusammenhang 
mit dem Schichtende und der eventuellen Schichtübergabe 
zu informieren. Es muß beim Werktätigen eindeutige 
Klarheit darüber bestehen, daß er — wenn die direkte 
Übergabe erforderlich ist — bis zum Eintreffen einer Ab­
lösung oder bis zu einer eindeutigen Entscheidung des 
verantwortlichen staatlichen Leiters an seinem Arbeits­
platz bleiben muß.

S. L.

Gelten für Lehrverhältnisse in der Landwirtschaft 
besondere Bedingungen?

Auch im Bereich der Landwirtschaft sind die Lehrverhält­
nisse Arbeitsrechtsverhältnisse besonderer Art gemäß 
§ 129 Abs. 3 AGB. Die Lehrausbildung in den LPGs und

ihren kooperativen Einrichtungen erfolgt grundsätzlich 
nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen für die 
Ausbildung junger Facharbeiter (AO über das Lehrver­
hältnis vom 15. Dezember 1977 [GBl. I 1978 Nr. 2 S. 33]). 
Das ergibt sich auch aus dem Geltungsbereich des Arbeits­
gesetzbuchs (§15 AGB). Gemäß §5 Abs. 3 LPG-Ges. wird 
den LPGs das Recht zur Berufsausbildung von Lehrlingen 
zuerkannt, wenn sie als „staatlich anerkannter Lehr­
betrieb“ bestätigt worden sind (vgl. AO über die Bestäti­
gung als „Staatlich anerkannter Lehrbetrieb in der Land-, 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft“ vom 17. Februar 1972 
[GBl. II Nr. 14 S. 169]).

Damit werden auch zwischen Jugendlichen und LPG 
durch den Abschluß eines Lehrvertrags besondere Arbeits­
rechtsverhältnisse gemäß § 129 ff. AGB begründet. Die all­
gemeinen und speziellen Vorschriften des sozialistischen 
Arbeitsrechts gelten für diese Arbeitsrechtsverhältnisse 
auch dann vorrangig, wenn die Jugendlichen während der 
Lehrzeit Mitglied einer Genossenschaft sind oder werden. 
Sie sind in einem solchen Fall Mitglied einer LPG und 
stehen zu ihr gleichzeitig in einem Arbeitsrechtsverhältnis. 
Dabei ist davon auszugehen, daß die zur Sicherung einer 
einheitlichen Ausbildung sowie zur Förderung und Ent­
wicklung der Jugendlichen erlassenen arbeitsrechtlichen 
Vorschriften den Vorrang vor entsprechenden Beschlüssen 
der LPG haben, die für ihre Mitglieder gelten.

Streitigkeiten aus einem Lehrvertrag mit der LPG 
haben den Charakter von Arbeitsrechtsstreitigkeiten (vgl. 
hierzu auch LPG-Recht, Lehrbuch, Berlin 1976, S. 275 f.).

Eine eventuelle vorzeitige Auflösung des Lehrvertrages 
hat aber auf das Bestehen des Mitgliedschaftsverhältnisses 
keinen Einfluß. Ein nach §§ 141 ff. AGB aufgelöster Lehr­
vertrag beendet zwar das Lehrverhältnis als Arbeitsrechts­
verhältnis besonderer Art mit der LPG, nicht jedoch das 
Mitgliedschaftsverhältnis des jugendlichen Werktätigen zur 
LPG. ’

P. S.

Können die Erziehungsberechtigten zur Verantwortung 
gezogen werden, wenn ihr Kind seine Pflichten 
aus dem Lehrvertrag nicht erfüllt?

Ausgehend von der gemeinsamen Verantwortung von Be-


